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Meinung ó  

»Nachdem der OECD-Bildungsbericht „Bil-

dung auf einen Blick“ für Deutschland im 

Vergleich zu den anderen Industrienati-

onen einen akuten Handlungsbedarf zur Siche-

rung des Fachkräftebestands diagnostiziert hat 

(vgl. spw 159), gibt es auch in der SPD vielfältige 

Bestrebungen, das Thema auf der (bildungs-)po-

litischen Agenda nach oben zu setzen. Sowohl 

Bundestagsfraktion als auch Parteivorstand haben 

in jüngster Zeit dazu Vorschläge vorgelegt.

Unbestreitbar ist angesichts des insgesamt 

demografi ebedingten Rückgangs der Erwerbsper-

sonenzahl, der Notwendigkeit zur Höherqualifi -

zierung und des wirtschaftlichen Strukturwandels, 

dass eine Offensive für mehr Bildung für Alle, die 

auch die Sicherung des Fachkräftebestands im 

Auge hat, grundlegendes Element einer tragfähi-

gen Wachstumskonstellation ist. 

Neben der Bereitstellung weiterer Mittel für 

das Bildungssystem schlägt die Bundestagsfrak-

tion für den Bereich der berufl ichen Bildung die 

Zusammenfassung von Ausbildungsberufen zu 

Berufsfamilien, die Reform der Ausbildungs- und 

Benachteiligtenförderung, mehr Information und 

Beratung, die Abschaffung der Gebühren für die 

Kammerprüfung für vollzeitschulische Ausbildun-

gen, die Weiterentwicklung der Einstiegsqualifi -

zierung (EQJ) sowie eine Offensive für MigrantIn-

nen vor. Richtigerweise erhält auch die Forderung 

nach einem Rechtsanspruch von Schulabgänge-

rInnen auf das Nachholen des Hauptschulab-

schlusses einen hohen Stellenwert.

Eine zukunftsweisende Strategie sollte weite-

re Aspekte der Umsetzbarkeit vor Ort beinhalten. 

Der Vorschlag, auch in den Kommunen „Ausbil-

dungsgipfel“ zu initiieren, geht in die richtige 

Richtung. Gerade in einer kleinteiligen und regi-

onalwirtschaftlich bezogenen Sichtweise  können 

Steuerungsvorteile liegen. Allerdings müssen für 

solche Zusammenkünfte verbindliche Rahmen 

und Aufgaben beschrieben werden, wenn sie Er-

gebnisse hervorbringen sollen. Regionale Ausbil-

dungskonferenzen müssen über eigene Mittel zur 

Schwerpunktsetzung verfügen können. 

»Daran schließt sich die zentrale Frage der 

Finanzierung an: Die Bundestagsfraktion 

stellt  in ihrem Papier  die Unterfi nanzierung 

des Bildungssystems in Deutschland fest, weicht 

jedoch der Frage nach der Ausbildungsfi nanzie-

rung aus, obwohl der Abbau von Ausbildungsplät-

zen  in den letzten 15 Jahren zum Teil mit Steuer-

mitteln aufgefangen wurde. Trotz Konjunkturauf-

schwung und Unterstützungsmaßnahmen suchen 

über 300.000 AltbewerberInnen einen Ausbil-

dungsplatz. Dabei liegt Ausbildung nicht allein 

im Interesse der SteuerzahlerInnen, sondern auch 

der  privaten und öffentlichen Unternehmen. Der 

Satz „Wer ausbilden kann, es aber nicht tut, muss 

zahlen“ bleibt richtig. Auch jenseits der Bundes-

politik liegen Chancen und Ideen für eine solida-

rische Ausbildungsfi nanzierung: Warum nicht Bil-

dungsnetzwerke vor Ort vitalisieren und mit pri-

vaten und öffentlichen Mitteln ausstatten, in 

denen verschiedene Akteure gemeinsam über 

Bildungsziele und -maßnahmen entscheiden? ó
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